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Anordnung
zur Gewährleistung der Datensidrerheit

vom 23. Februar 1989

Zur Gewährleistung der Datensidterheit in der Deutschen
Demokratischen Republik wird im Einvernehmen mit den
Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes
angeordnet:

§1

Geltungsbereich

(1) Diese Anordnung regelt Aufgaben, Rechte und Pflichten
sowie Verfahren zur Gewährleistung von Sidrerheit, Ordnung
und Geheimnissdrutz bei der Anwendung der elektronisdten
Datenverarbeitung und -übertragung einsdtließiich der
Dalenerfassung, -speicherung"und -ausgabe sowie des Daten:
transpo.rts (nadrfolgend DatensicJ:rerheit genannt).

(2) Diese Anordnung gilt für
- Staatsorgang

- Kombinate, wirtsdraftsleitende Organe, Betciebe, Genos-
senschaften, Einrichtungen und gesellschaftl,idre Organisa-
tionen (nachfolgend Staatsorgane und Betriebe genannt).

(3) Für die Übertragung von Daten durch die Teilnahme am
öffentlichen Datenübertragungsdienst im Fernmeldenetz der
Deutschen Post sowie für die Übertragung von Daten durdr
Nutzun! der von der Deutsctren Post überlassenen Übertra-
gungsrvege sind die ciazu erlassenei-r Bestimmungen anzu-
wenden.l

(4) Weitere rechtliche Regelungen zu Sicherheit, Ordnung
und Geheimn,isschutz einsthließliCtr des Gäsundheits- und
Arböitssdrutzes sowie Brandsdrutzes, sofern sie die Durch-
führung der elektronisctren Datenverarbeitung betreffen, sind
entsprechend für die Datensidrerheit anzuwenden.

§2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Anordnung gelten folgende Begriffsbe-
stimmungen:

1. Datensicherheit ist Bestandteil der Sictrerheit, der Ord-
nung. und des Geheimnissctrutzes der sozialistisctren
Gesellschaft. Sie betrifft den Datenverarbeitungsprozeß
mit seinen notwendigen Bestandteilen sowie die volks-
wirtschaftlichen und gesellsdraftlictren Aufgaben und
Prozesse in dem Maße, wie diese über die Verarbeitung
der Daten mittels Redrentechnik beeinflußt werden
können. Darin ist der Sdrutz von Daten der Bürger in
Übereinstimmung mit den bestehenden Rectrtsvorschrif-
ten einbezogen. Datensictrerheit ist für eine bestimmte
EDV-Anwendung gegeben, wenn die Erfassung, über-
tragung, Speidrerung, Verarbeitung und Ausgabe sowie
der Transport von Daten und Informationen entsprectrend
den dafür geltenden Redrtsvorsdrriften, technisclren,
teehnologischen und organisatorisdren Normen und Fest-
legungen erfolgt und damit die voile Funktionsfähigkeit
der Rechentedrnik und die effektive Nutzung der elektro-
nischen Datenverarbeitnng unterstützt wird. Die Ver-
hinderung von Störungen, vor allem im Ergebnis von
- unbereehtigten Manipulationen sowie
- Ausforsdrungen, Offenbarungen bzw. unberectrtigten

Kenntnisnahmen
der Daten, Software oder Vorschriften und
- Bes&ädigungen bzw. Zerstörungen
- unberedrtigten Nutzungen und Veränderungen söwie
- Diebstählen
der Datenträger, Software, Redrentedrnik oder Über-
tragungstechnik, ist zu gewährleisten.

t z, z. getterrl
- Anordnung vom 28. Februar 1986 über den Datenübertragungs-

dienst - Datenübertragungs-Anordnung - (Sonderdruck Nr.1268
des Gesetzblattes),

- Anordnung vom 28. Februar 1986 über leitungsgebundene Fern-
meldeanlagen für den nichtöffentlichen Fernmeldeverkehr und für
das Überlassen von Übertragungswegen (Sonderdruck Nr.1268
des Gesetzblattes).

2. Rechentechnik sind technisctre Geräte zum masdrinellen.
Ausführen ar,ithmetisdrer und logisclrer Verknüpfungen
von Daten und Informationen, wie EDV-Anlagen, Klein-
datenverarbeitungsanlagen, Büro-,/Personalcomputertech-
nik und gleichartige Geräte sowie Terminals.

3. Zentrale ßeeihentechnik sind in Einrichtungen der Daten-
verarbeitung einzeln oder,im Redrnerverbund installierte
EDV-Anlagen des Einheitlidten Systems elektronisdrer
Rectrentectrnik (ESER), Kleindatenverarbeitungsanlagen
des Systems der Kleinredrner (SKR) sowie gleidrartige

. 
Rectrentectinike

4. Dezentrale Rechentechnik s,ind Büro-/Personalcomputer-
technik und gleidrartige Geräte sowie Terminals,. die
einzeln, im Verbund untereinander sowle mit zentraier
Rectientechnik betrieben werden können.

5- Datenträger sind Speichermedien, die Daten und Informa-
tionen in einer maschinenlesbaren Form aufbereitet
enthalten oder aufnehmen können, wie z.B. program-
mierbare elektronisctre Bauelemente, Loctrbänder und
-karten, Magnetbänder, Magnetbandkassetten, Disketteln,
Wectrsel-, Fest- und optisdre Platten..

6. Einrichtungen der Datenverarbeitung sind Betriebe bzw.
strukturelle Einheiten von Staatsorganen und Betrieben
zur Durchführung von Datenverarbeitungsprozessen mit
zentraler Redrentechnik.

?. Objekte der Datenverarbeitung sind Gebäude, Raum-
gruppen bzw. Räume, in denen Rechen- und Übertra-
gunE5technik und die für ihre Funktion notwendigen
An1agen, Einridrtungen, Software usw. untergebradrt
sind. Bei zentraler Rechentedrnik bestehen sie in der
Regel aus mehreren Räumen, sind funktionell unterglie-
dert und besitzen eine entsprectrende Objektbegrenzung.
Bei dezentraler Rechentedrnik bestehen sie in der Regel
aus mindestens einem funktionell oft mehrfach genutzten
Raum.

B. Übertragungstechnik ist die Gesamtheit der teclrnisctren
Nachridrtenmittel für die elektronisdre Datenübertragung
beim Anwender bis zur festgelegten Schnittstetle der
Deutschen Post.

9. Lokale Rechnernetze sind logisdre und physisctre Ver-
knüpfungen von Rechentectrnik innerhalb eines begren2-
ten Geländes. Sie dienen der übertragung von Informa-
tionen und werden unter Verantwortung des Nützers als
genehmigungsfreie Fernmeldeaniagen betrieben. Die
Datenübertragung zur Kommunikation mit Rectrentech-
nik außerhalb der lokalen Rechnernetze erfolgt unter
Nutzung des einheitlichen staatlidren Fernmeldenetzes
der Deutsctren Post über eine definierte Sclrnittställe und
ist genehmi gungspflichti g.

§3
Yerantwortuhg der Leiter zur Gewährleistung

der Datensicherheit
(1) In die Vorbereitung neuer Aufgaben und Vorhaben der

elektronisclren Datenverarbeitung und -überlragung, die Ent-
wickiung neuer EDV-An1agen, Kleindatenverarbeitungsan-
lagen und andere Mittel der elektronischen Datenverarbeitung
sowle Software sind Voraussetzungen für Lösungen zur
Gewährleistung der Datensicherheit einzubeziehen. Die sich
daraus ergebenden personellen, organisatorischen und mate-
riel1-tedrnisctren Konsequenzen sind herauszuarbeiten, mit
den Erneuerungspässen, Pflidrtenheften und Grundsatzent-
scheidungen zu bestätigen sowie in die Pläne einzuordnen.

(2) Die Minister, die teiter der anderen zentralen Staats-
organe; die Vorsitzenden der örtlidreri Räte, die General-
direktoren der Komb,inate, die Leiter der wirtsctraftsleitenden
Organe, die Direktoren der Betriebe, die Leiter der Einrictr-
tungen sowie die Vorsitzenden der Genossensdraften, die
Leitungen bzw. Vorstände der gesellsdraftlidren Organisa-
tionen (nachfolgend l,eiter der Staatsorgane und Betriebe
genannt) sind für die Gewährleistung der Datensidrerheit
verantwortlich. Sie haben dazu entspreclrend den spezifisdten
Anforderungen die erforderlichen Regelungen und Weisungen
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zu erlassen und deren Durdrsetzung im Verantwortungsbe-
reictr zu kontrollieren. Bei vorgesehener Verarbeitung von
Staatsgeheimnissen sind die spezifisdren Regelungen und
Weisungen mit der zuständigen Dienststelle des Ministeriums
für Staatssictrerheit abzustimmen.

(3) Die Dätensidrerheit ist in die technologischen Regime
und die Arbeitsabläufe zu integrieren. Durdr die Leiter der
Staatsorgane und Betriebe sind die dafür erforderlidten
organi.satorischen Voraussetzungen zu sctraffen sowie die
Anwendung gerä.te- und softwareseitiger Sicherheitsmaßnah-
men zu gewährleisten.

(4) Der konsequente Schutz der Staatsgeheimnisse und der
anderen gehei.mzuhaltenderr Informationen ist zu gewähr-
lsisten. Es sind nur dafür zugdlassene Mittel, Methoden und
Verfahren anzuwenden. Bewährte Sicherheitsmaßnahmen
sind umfassend in den Staatsorganen und Betrieben zu
nutzen.

(5) Die Leiter der Staatsorgane .und Betriebe können, in
Abhängigkeit von der Bedeutung der Maßnahmen der Daten-
sictrerheit, ausgewählte Aufgaben sowie Reclrte und Pfiichten
zur'Gewährleistung der Datensictrerheit auf andere Leiter im
Staatsorgan oder Betrieb übertragen. Die Aufgaben sowie
Rechte und Pflichten sind in den Regelungen und Weisungen
entspredrend Abs. 2 aufzunehmen,

(6) Die Leiter der Staatsorgane und Betriebe haben zu ver-
anlassen, daß die Gewährieistung der Datensiclrerheit hin-
siclrtliclr ihrer Wirksamkeit und Effektivität regelmäßig
analysiert wird, bestehende SeLrwadrsteilen herausgearbeitet
und die sich daraus ergebenden Maßnahmen realisiert
werden.

(7) Mit den Maßnahmen zur Gewährleistung der Daten-
sidrerheit sind ein straffes Arbeitsregime und die effektive
Nutzung der Rechentedrnik zr; unterstützen sowie die persön-
lichen Daten der Bürger zu schützen. Es ist durdt differen-
zierte Maßnahmen Verletzungen der Datensiclrerheit ent-
gegenzuwirken. Bei Notwend,igkeit sind Maßnahmen zur
Verminderung der unerwünschten Aus- und Einstrahlung
durctrzuführen.

(B) Die Datensictrerheit ist durch einen Konlplex von
personellen, organisatorisclren, sidterheitstechnischen, pro-
gramm- und gerätetechnischen und baulictren Maßnahmen zu
real,isieren. Die für die Maßnahmen erforderlictren Aufwen-
dungen sind in Übereinstimmung mit der Analyse der Sicher-
heitsanforderungen redrtzeitig zu planen.

(9) In der elektronisctren Datenverarbeitung und -übertra-
gung einschließlich der Datenerfassung, -speidrerung und
-ausgabe sind Werktätige einzusetzen, die entsprechend der
ihnen übertragenen Verantwortung und Aufgabenstellung die
kadermäßigen Voraussetzungen erfüllen. Durdt Scttulungen,
Belehrungen und andere erzieherisdre Maßnahmen sind sie

'zur bewußten Einhaltung der Maßnahmen zur Gewährlei-
stung der Datensicherheit zu befähigen.

(10) Dur& die Leiter der Staatsorgane und Betriebe s,ind
zur Unterstützung bei der Realisierung ihrer .Aufgaben für
die Gewährleistung der Dätensidrerheit die Beauftragten für
Datensictrerheit, die Beauftragten für den Geheimnissdrutz,
Sicherheitsaktive und Kontroiigruppen einzubeziehen.

(11) Verletzungen der Datensictrerheit sind konsequent auf-
zudecken. Es sind unverzüglicJ: Maßnahmen einzuleiten, d,ie
die Datensictrerheit wiederherstellen. Die zuständigen Organe
sind naclr den festgötegten Meldepflichteä zu informieren. Die
Verletzungen der Datensidrerheit in den Staatsorganen und
Betrieben der Volkswirtschaft sind über die Meldepflicht bei
außergewöhnlichen Vorkommnissen hinaus dem. Leiter der
Arbeitsgruppe für Organisation und Inspektion beim M,ini-
sterrat mitzuteilen. Das betrifft nidtt die Nationale Volks-
armee, die Grenztruppen der DDR, die Zivilverteidigung urtd
die anderen Sdrutz- und Sicherheitsorgane. Es sind Unter-
sudrungen zu veranlassen. Die Ursadren und begünstigenden
Bedingungen sind aufzudecken und zu beseitigen. Die für die
Verletzung der Datensictrerheit verantwortlidren Per§onen
sind festzusteLlen und die Durctrsetzung ihrer Verantwortliclt-
keit ist entspreclrend den Rectrtsvorbchriften einzuleiten. Die
Verletzungen der Datensickrerheit sind auszuwerten.

§4
Festlegungen zu Sicherheifsstufen

(1) Ergeben sich für die Datensictrerheit durctr Bewertung
und Einsdrätzung des Umfanges von Scfläden und Störungen
Sidrerheitserfordernisse, die über die generell für die'Daten-
sictrerheit festgelegten Anforderungen hinausgehen, sind
durdr die Leiter der Staatsorgane und Betriebe für Objekte
der Datenverarbeitung bzw. für Datenträger, §oftware,
Rectren- und Übertragungstechnik Sictrerheitsstufen gemäß
den Absätzen 2 und 3 festzulegen. Ergibt die Prüfung der
§idrerheitsanforderungen, daß die Datensictrerheit am zweck-
mäßigsten durdr die Einstufung des Objektes der Datenver-
arbeitung zu gewährleisten ist, so ist dieses in die Sicher-
heitsstufe 1 oder 2 einzustufen, Mit der Einstufung sind die in
den §§ 10 und 11 festgelegten Maßnahmen als Mindestanfor-
derungen zu realisieren. Die Entscl:eidung ist aktenkundig zu
begründen.

(2) Die Sicherheitsstufe 1 ist festzulegen, wo

- bei der Verarbeitung von Daten und Informationen durctt
deren Manipulation, Ausforsctrung, Offenbarung bzw.
Kenntnisnahme oder Zerstörung Leben und Gesundheit
von Mensdren gefährdet und/oder Anlagen oder andere
gesellsdraftlictre Werte gesdtädigt bzw. gefährdet und
damit volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Ziel- und
Aufgabenstellungen negativ beeinflußt werden können,
bzw.

- Daten und Informationen mit dem Geheimhaltungsgrad
VVS bearbeitet werden.

.(3) Die Sidrerheitsstufe 2 ist festzulegen, wo

- bei der Verarbeitung von Daten und Informationen durctt
deren Manipulation, .Ausforsdrung, Offenbarung bzw.
Kenntnisnahme oder Zerstörung Leben und Gesundheit
von Mensctren, volkswirtsüaftliche Anlagen, Masdtinen,
Geräte und Ausrüstungen oder andere gesellsctraftliche
Werte erheblich gesdrädigt bzw. gefährdet und damit
volkswirtschaftiictre und gesellsctlaftlictre Ziel- und Auf-
gabenstellungen beeinträtjhtigt werden können, bzw.

- Daten und Informationen mit dem Geheimhaltungsgrad
VVS und GVS regelmäßig bearbeitet werden.

Gewährleistung der Datensletrerheit
bel iler §oftwareentwicklung

§5
Arbelt mit Pfliehtenheften unrl Erneuerungspässen

{1) Die Zielstellungen zur Gewährleistung der Datensic}rer-
heit sind projektbezögen für Basis- und Anwendungssoftware
mit dem Pflidrtenheft und Err.reuerungspaß bzw. dem Ent-
wid<lungsauftrag des Generaldirektors und anderer berech-
tigter Leiter (in der Nat'ionalen Volksarmee, den Grenz-
truppen der DDR, der Zivilverteidigung und den anderen
Sdrutz- und Sidrerheitsorganen gelten die entsprechenden
Führungsdokumente) festzulegen. Auf Grund der Spezifik der
Aufgaben können diese als Anlage zum Pfl,idltenheft bzw.
Entwieklungsauftrag dokumentiert werden. Die Verteidigung
dieser Aufgaben kann vor einem eingeschränkten Personen-
kreis erfolgen.

(2) Bei den Verteidigungen zu den Entwichlungsergebnissen
entsprechend den Vorgaben des Pflichtenheftes und Erneue-
rungspasses bzw. Entw,id<lungsauftrages ist die Realisierung
der Maßnahmen zur Gewährleistung der Datensidterheit
nactrzuweisen.

§6

Aufgaben bel tler §oftwareentwioklung
(1) Im Prozeß der Soitwareentwicklung sind die Erarbeitung

der Basis- und Anwendungssoftware sowie die Erarbeitung
bzw. Implementierung von Algorithmen und Programmen zur
Gewährleistüng der Datensicherheit im Verarbeitungsprozeß
der Daten und Informationen entspredtend den im Pflich-

{ §Dr. Lß16



§z
Dokumentation der Fntwicklungsergebnisse

(1) Die Dokumentationen (Projektdokumentation, Entwid<-
lungsdokumentation, Anwenderdokumentation) der Software
sind erlorderlictrenfalls geheimzuhalten und durdt die beredt-
tigteh Leiter der Staatsorgane und Betriebe in Geheimhal-
tungsgrade einzustufen.

(2) Die Sidrerheitskomponenten der Software, d. h., Algo-
rithmen bzw. Programme zur Gewährleistung der Daten-
sidrerheit im Datenverarbeitungsprozeß, vor ailem

- spezielle Sidrerheitskomponenten für Betriebssysteme
sowie Datenbank- und Informationsrectrerchesysteme der
Rectrentedrnik,

- Sidrerheitskomponenten der Software für Rechenteclrnik,
die an Sdrnittstellen der Betriebs§ysteme sowie Daten-
bank- und Informationsrecherctresysteme angepaßt
werden,

- Kennwortroutinen und Dateien mit Zugriffsinformationen
für Dialog- und Terrhinalarbeit,

- programmierte Kontrollen für die Sidterung von Stamm-
daten,

- Programme des automatischen Operators und

- programmierte Kontrollen für den Zugriff auf Dateien
und Stammdaten sowie für den Aufruf spezieller Verar-
beitungsprogramme,

sind auf die möglidren Auswirkungen durctr Entwenden,
unberechtigten Zugriff, Manipulation oder sonstigen Miß-
braudr zu prüfen und erforderlictrenfalls geheimzuhalten.

§B

Pflege der Software

(1) Die wissensctraftlidr-tedrnisctren Arbeiten zur Aktuali-
sierung und Anderung von Programmen und Dokumenta-
tionen der Basis- und Anwendungssoftware (Pflege der
Software) und die Anderung der Dokumentationen sind nur
von den dazu berechtigten und beaufkagten Personen durch-
zuführen.

(2) Die durchgeführten Pfleg6arbeiten der Software sind in
den Dokumentationen nachzuweiset. ^

Gewährleistung der Datensieherheit
bei der Vorbereitung des Einsatzes

. der Rechentec,hnik

§e
Vorbereitung des Einsatzes tler Rec,hentechnik

(1) Bei der Vorbereitung des Einsatzes der Redrentechnik
sind die Anforderungen an die Datensicherheit zu analysie-
ren und zur Verhinderung von Störungen,gller Art erforder-
lidre Maßnahmen für den Betrieb der Recientechnik vor-
zusehen, Der ausreidrende Sdrutz der Daten, Datenträger,
Software und Rectrentedrnik vor Bescträdigung, Mißbraudr
und Verlust ist in Übereinstimmung mit § 3 Abs. 5 durctr die
Leiter zu sictrern, in deren Verantwortungsbereictr die Re-
chentedrnik unmittelbar installiert wird.

(2) Red:entedrnik, die für die Bearbeitung von Staatsge-
heimnissen vorgesehen ist, ist unter Berücksichtigung der
Grenzwertklassen2 so zu installieren, daß Staatsgeheimnisse
durclr unerwünsdrte Ausstrahlung Unbefugten nidrt zur
Kenntnis gelangen können. Gegebenenfalls ist ein Gutadt-
ten durch das Zentralamt für Funkkontroll- und Meßdienst
der Deutsdren Post zu beantragen. Die Wirksamkeit der
Maßnahmen zur Verminderung der unerwünsdrten Aus-
strahlung ist regelmäßig zu überprüfen.

'(3) Bei der Investiti6nsvorbereitung für den Einsatz von
Rechentechnik, die ,für die Bearbeitung von Staatsgeheim-
nissen vorgesehen wird, ist durctr den Investitionsauftrag-
geber mit. dem Hersteller bzw. Aufsteller im Rahmen des
Leistungsvertrages die Bereitstellung von Redrentechnik ge-
mäß den Grenzwertklassen zu vereinbaren. Das Zertifikat
für die Rechentechnik ist dem Auftraggeber vom Auftrag-
nehmer sdriftlich zu übergeben. Ist der Einsatz der Rectren-
tectrnik in einem elektromagnetisctr gesclrirmten Raum vor-
gesehen, ist kein Zertifikat für die Redrentectrnik notwen-
dig, wenn die Ausstrahlungssicherheit des Raumes in einem
Zertifikat bestätigt wurde. Bei der Investitionsvorbereitung
für den Einsatz importierter Redrentechnik sind durdr die
Nutzer bei vorgesehener Verarbeitung von Staatsgeheimnis-
sen eigenverantwortlidr Maßnahmen, die die vorgenannten
Bedingungen erfüllen, einzuleiten. Den Maßnahmen sind die
durch das Zentralamt für Funkkontroll- und Meßdienst der
Deutsdren Post entspredrend den durdrgeführten Messungen
gegebenen Hinweise zugrunde zu legen.

§10
Anforderungen aus cler Einstufung von Objekten

der Datenverarbeitung mit zentraler ßee,henteeihnik

(1) Bei der Festlegung der Sicherheitsstufe I sind die
Räume

- der Erfassung der Daten und Informationen der Staats-
geheimnisse,

- der Arbeitsvorbereitung der Datenverarbeitungsprozesse,

- der Datenverarbeitungsprozesse und für die Datentiber-
tragung,

- für die Aufbewahrung und Ardrivierung von Datenträ-
gern sowie

- mit technischen Betriebsmitteln
Sperrbereictre. Die Räume mit den EDV-AnIagen und -Ge-
räten der 1. Peripherie sowie die Räume zur Aufbewahrung
und Ardrivierung der Datenträger sind fensterlos auszufüh-
ren. Wird bereits vorhandene Bausubstanz genutzt, in der
sictr die Fenster dieser Räume nidrt zusetzen lassen, sind die
Fenster durdr Gitter gegen Einstieg und Einwurf zu sidrern.
Der Einstieg über die Installationssdrädrte ist durdt bau-
tedrnische Maßnahmen zu verhindern.

(2) Bei der Festlegung der Sietrerheitsstufe 2 ist das Objekt
der Datenverarbeitung zum Sperrbereich zu erklären. Räume
mit Terminals für die Dialogarbeit außerhalb des Objektes
der Datenverarbeitung sinfl ebenfalls als Sperrbereictre fest-
zulegen, wenn durdr organisatorisdre, tectrnologisdle u. a.
Maßnahmen der Zugriff zu Daten, für die keine Zugriffs-

2 z. z. gLLt der standard.TGL - V 402?5.
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tenheft bzw. im Entwidrlungsauftrag getroffenen Festlegutr-
gen zur Datensicherheit vorzubereiten und durctrzuführen.

(2) Der Auftraggeber ist verantwortlidr für die Bestimmung
der Staatsgeheimnisse und der anderen geheimzuhaltenden
Infofmationen sowie die Festlegung der anderen besonders zu
sdtützenden Dienstsadren. Der Softwareentwickler kann in
diesen.Prozeß einbezogen werden.

(3) Der für den Entwicklungsprozeß zustä4dige Leiter hat
die zu nutzenden Komponenten der Basissoftware, die nadr-
knutzendän Komponenten der Anwendungssoftware, die
Projektierungsmethodik, erforderlichenfalls die Program-
mierspractre und die Vorsdrriften zur Dokumentation in den
Projektierungsstufen sowie die bei der Projektierung anzu-
wendende Hardware festzulegen. Die in der Basis- und An-
wendungssoftware vorhandenen Algorithmen und Pro-
gramme zur Sicherung von Daten und Informationen sind in
ÜbeiÄinstimmung mit den Anforderungen zur Dateqsictrer-
heit anzuwenden. Entspredrend den spezifischen Bedingungen
sind in den Staatsorganen und Betrieben eigenverantwortlüch
zusätzlidre softwareseitige Maßnahmen zu realisieren. Die
Maßnahmen sind entspredrend dem Entwicklungsstand der
Rechentechnik und Software weiter zu vervolikommnen.

(4) Für die Kontrolle der Maßnahmen zur Datensictrerheit
ist zu gewährleisten, daß der Datenverarbeitungsprozeß in
erforderlichem Umfang rekonstruierbar ist.

(5) Die Durctrführung der Programmtests und die Erpro-
bung der Programmabläufe mit dienstlictren Daten sind zu-
lässig, sofern d,ie Datensictrerheit gewährleistet ist und der
Auftraggeber zustimmt.
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berechtigung besteht, nictrt ausgesctrlossen werden kann.
Die Eäume, in denen die Datenträger und Drudrlisten, die
als Staatsgeheimnisse eingestuft sind, zentral aufbewahrt
werden, sind a1s VS-Räume entsprectrend den Rectrtsvor-
schriften zu sidrern. Für die Objekte der Datenverarbeitung
ist eine eigene, von anderen Nutzern unabhängige Ström-
und Wasserzuführung sowie Klimatisierung vorzusehen. Bei
bestehenden Einridttungen der Datenverarbeitung ohne
diese Unabhängigkeit sind diese Maßnahmen bei Neuinve-
stition, Modernisl€rung' und Rekonstruktion durctrzuführen.
Ianerhalb des Sperrbereidres sind folgende Räume unter-
einander abzugrenzen und zu sichern sowie die Zutrittsbe-
rechtigung festzulegen :

1. der Raum, in dem die EDV-Anlage und -Geräte der
1. Peripherie installiert sind, /

2. der Raum zur Aufbewahrung der Datenträger,
3. der Raum für die Arbeitsvor- und -nadrbereitung,
4. die Räume, in dene4 Terminals für die Dialogverarbei-

tung instailiert sind,
5. der Raum für die Datenerfassung von Staatsgeheimnis-

§en,

6. die technischen Betriebsräume,
?. die Räume für die Aufstellung von Chiffriertectrnik.

(3) Die Kontrollmaßnahmen zur Verhinderung der uner-
t'ünschten Attsstrahlung sind mit dem Zentralamt für Funk-
kontroll- und Meßdienst der Deutsdren Post abzustimmen.

§11

Anforderungen aus der Einstufung von ObJekten
der Datenverarbeitung mit dezentraler Rechentechnik

(1) Die Objekte der Datenverarbeitung mit dezentraler Re-
drentechnik, für die eine Einstufung in Sidrerheitsstufen er-
folgte, sind generell so zu sidrern, daß die Besdrädigung, der
Nllißbrauch und der Verlust der Daten, Datenträger, Software,
Redrentectrnik und Übertragungstedrnik ausgesdrlossen
wird. Das schließt die Verhindelung des unberechtigteä Fern-
zugriffs qu Daten und Informationen ein.

(2) Bei der Verarbeitung von Daten und Informationen ist
grundsätzlich zu sictrern, daß unbefugte Personeri die Aus-
gabe der Daten und Informationen (Bildsdrirm bzw. Druck-
liste) nictrt einsehen können. Bei der Verarbeitung von
Staatsgetr-eimnissen ist die Einsidrtnahme unbefugter Per-
sonen auszuschließen.

(3) Die Räume und Behältnisse, in denen Datenträger für
die dezentrale Rectrentedrnik aufbewahrt werden, sind ent-
sprechend den: Sidrerheitserfordernissen der gespeidrerten
Daten und Informationen zu sctrützen.

Gewährleistung der Datensieherheit im Prozeß
der Verarbeitung von Daten und fnformationen

mittels Bee.henteeihnik

§12

Nutzung der Reehentechnik

(1) Der Betrieb der Rechentechnik hat nur im Zusammen-
hang mit'der Erfüllung der Arbeitsaufgaben bzw. entspre-
drend den Dienstpflidrten zu erfolgen. Die Nutzung der Re-
chentechnik für private Zwed<e ist nicht gestattet. Die Leiter
der Staatsorgane und Betriebe können die Nutzung der Re-
drentechnik für gesellsdraftlidre Aufgaben genehmigen.

(2) Die Beredrtigungen zur Bedienung der Reetrentechnik
sowie ztt Auftragserteilung und -entgegennahme sind
s&riftlidr in betrieblidren Dokumenten, z, B. in Funktions-
plänen oder Arbeitsaufträgen, naihzuweisen. Die Werktäti-
gen müssen die entsprechende Qualifikation besitzen.

(3) Beim Betrieb der Redrentedrnik sind die dokumentier-
ten Sicherheitskomponenten der Software zur Gewährlei-
stung der Datensicherheit anzuwenden und deren Umgehung
auszusdrließen.

(4) Bei Verletzungen der Datensidrerheit durclf Programme,
die mit dem Ziel angefertigt oder in Umlauf gebradrt sind,

um zum Sdraden des Nutzers die Funktion der Rectrentedr-
nik unkontrolliert zu verlan6lsamen, einzusdrränken oder zu
verhindern (Computerviren), sind bis zur Klärung und Be-
hebung der Ursachen die Arbeiten einiustellen und andere
Maßnahmen zur Vermeidung von weiteren Schäden einzulei-
ten. In Staatsorganen und Betrieben sind diese Verletzungen
als außergewöhnlictre Vorkommni{sse meldepf lichtig.

(5) Werden Daten, Informationen und Software ständig zu-
griffsbereit gespeidrert, sind hard- und softwareseitige Mit-
tel zur Identifikation des Nutzers bei der Ein- und Ausgabe
der Daten und Informationen, bei der Durdrführung von Re-
clrerchen sowie bei Veränderungen in den Speictreibelegun-
gen anzuyenden. Die Vergabe der Identifikationssdrlüssel
hat durcl dafür beauftragte Personen zu'erfolgen und ist
nachzuweisen. Fehien die hard- und softwareseitigen Mit-
tel, sind organisatorisctre Maßnahmen anzuwenden.

(6) Bei der Arbeit im Rechnerverbund ist durdr tedrnisctre
und piogrammtectrnische Maßnahmen zu gewährleisten, daß
der Nutzer nur auf die ihm zugewiesenen Rechnerressour-
een zugreifen kann.

(7) Die Nutzung der Rechentedrnik durdr andere Staats-
organe und Betriebe ist im Rahmen abgesctrlossener Wirt-
schaftsverträge zulässig. Durdr die Leiter der auftraggeben-
den Staatsorgane und Betriebe und der auftragnehmenden
Staatsorgane und Betriebe ist zu gewährleisten, daß mit dem
Wirtschaftsvertrag die erfurderlidten Maßnahmen zur Ge-
währleistung der Datensicherheit vereinbart werden.

(B) Die Nutzung privater Recl-rentedrnik und Datenträger
für dienstliche, Aufgaben ohne vertragliclre Vereinbarung ist
nictrt zulässig. Für die vertraglidre Vereinbarung gelten die
entspredrenden Redrtsvorschriften.3

§13

Kontrolle der Nutzung der Rechentechnik
(1) Die Nutzung der Redrentechnik und die beim Einsatz

zentraler Redrentechnik verwendeten Datenträger sind nadr_
zuweisen. Für Protokolle sind vorrangig die automatisierte
Führung von Maschinentagebüctrern und andere rechnerge-
stützte Nachweise der Arbeiten anzuwenden. Die Kontrolle
der Masdrinentagebüdrer und der anderen Nachweise sind
aktenkundig zu sichern.

(2) Die Beredrtigung zur übernähme von Ergebnissen des
Datenverarbeitungsprozesses ist auszuweisen. Die Behand-
lung nidrt verwendungsfähiger DrucJrlisten ist festzulegen,

(3) Die Nutzung der zentralen Redrentectrnik durctr Werk-
tätige anderer Staatsorgane und Betriebe im Rahmen abge-
scLrlossener Wirtsctraftsverträge ist zu kontrollieren. Das un-
befugfe Benutzen von Daten des Auftragnehmers sowie de-
ren unberechtigte Kenntnisnahme und Kopieren sind bei
der Nutzung der Rectrentedrnik zu verhindern.

§14
fnstandhaltung der Rechenteehnik

(1) Durclr vorbeugende Maßnahmen sind die Auswirkun-
gen von Ausfällen der Redrentectrnik so gering wie möglich
zu halten. Es sind Ersatzvarianten für die Nutzung der Re-
clrentechnik vorzubereiten und deren- Wirksamkeit zu über-
prüfen.

(2) Zw schnellen überwindung der Ausfälle der Rectren-
technik sind Maßnahmen zur Wiederherstellung ihres ur-
sprünglichen Zustandes vorbeugend festzulegen.

(3) Die Arbeiten zur Wartung, Diagnose und Instandset-
zung der Redrentedrnik sind unter Bedingungen durchzu-
führen, die die Datensidrerheit gewährleisten. Die Ausfüh-
rung dieser Arbeiten sowie die Durdrführung tedlnischer
Anderungen sind nur den dazu berectrtigten Personen ge-
stattet. Die Arbeiten an Redrentectrnik, die in Sicherheits-
stufen eingestuft wurde, ist zu beaufsictrtigen, sofern keine
eigenen Instandhaltungskräfte eingesetzt werden. Dabei ist

3 Z. Z. gllt dle Anordnung vom 2?. Oktober 198? zur Durchsetzungvon Ordnung und Siiherheit bet der Durchftihrung von Softwarel
leistungen ih nebenberuflicfrer Honorartätigkeit 1CsI. r Nr. zg s. 2iB).
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zu sichern, daß nactr den Instandsetzungsarbeiten, die mit
dem Zertifikat bestätigten Grenzwerte für die Absclrirmung
eingehalten werden.

(4) Es ist ein Nachweis über die durchgeführten War-
tungs-, Diagnose- und Instandsetzungsarbeiten sowie tectr-
nisctren Anderungen zu führen.

Gewährleistung der Datensieherheit beim
t)mgang mit Datenbeständen und Datenträgern

§15

Aufbewahrung
(1) Die Verantwortung für die Datensidrerheit bei der

Aufbewahrung und Verwaltung von Datenträgern ein-
sehließIidr deren Arctrivierung ist durdr den Leiter festzule-
gen, in dessen Verantwortungsbereictr der Datenträger nadt-
zuweisen ist. Das schließt die Kontrolle des Personenkreises
ein, der die Zugriffsberechtigung zu den Daten hat. Für die
Festlegung des Personenkreises, der Zugriff zu den Daten
erhalten soll, ist der für die Daten inhaltlictt zuständige Lei-
ter verantwortlictr:

(2) Bei der Bearbeitung von Daten in Einridrtungen ddr
Datenverarbeitung ist der Leiter der Einrichtung für die
Datensidrerheit verantwortlidr. Er hat die Anforderungen
an die Datensictrerheit gemäß den vertraglidren Vereinba-
rungen mit den Auftraggebern zu gewährleisten. Das gilt
auch bei paralleler Bearbeitung von Datenträgern durctr
mehrere Nutzer.

(3) Datenträger mit wictrtigen Daten und Programmen sind
auf gesonderten Datenträgern zu duplizieren, Diese Daten-
träger sind getrennt von den ursprünglictren Datenträgern
aufzubewahren. Bei Notwendigkeit sind Datenträger mit
Daten und Programmen auctr außerhalb der Objekte, in de-
nen die Verarbeitung durchgeführt wird, aufzubewahren.
Die Verfahrensweise zur Auslagerung, sicheren Verwahrung
und Aktualisierung dieser ausgelagerten Datenträger ist
durdr die zuständigen Leiter der Staatsorgane und Betriebe
zu regeln. Damit ist bei Störungen eine sctrnelle Wiederher-
stellung der Funktionsfähigkeit des Datenverarbeitungspro-
zesses zu gewährleisten. Bei der Aufbewahrung von Daten-
trägern sind die Festlegungen (technische Vorsdrriften) der
Hersteller einzuhalten.

(4) Datenträger sind grundsätzlictr in verschlossenen Räu-
men und möglidrst in verschlossenen Behältnissen aufzube-
wahren. In Übereinstimmung mit den Anforderungen an die
Gewährleistung der Datensictrerheit sind Festlegungen für
den Zugriff zu den Datenträgern zu treffen.

(5) Datenträger, die Staatsgeheimnisse zum Inhalt haben,
sind getrennt von den übrigen Datenträgern aufzubewahren.
Diese Daten sind nachweisbar physisch zu löschen, wenn sie
für die.weitere Arbeit nicht mehr benötigt werden.

(6) Nictrt zum eigenen Bestand gehörende Datenträger
sind getrennt von den eigenen Datenträgern zu lagern. Sie
unterliegen während ihres Vorhandenseins den Festlegun-
gen des Auftragnehmers. Dieser hat den Ein- und Ausgäng
der Datenträger nachzuweisen.

§16

Kennzeie;hnung

(1) Datenträger sind visuell so zu kenn2eichnen, daß

- Verwectrselungen verhindert werden sowie eine eindeu-
tige Zuordnung zum Nachweismittel und zum Nutzer ge-
geben sind sowie

- keine Beschädigung oder funktionelle Beeinträdrtigung
der Datenträger bzw. Geräte verursacht werden.

Die Art der Kennzeichnung ist in den Weisungen der Leiter
der Staatsorgane und Beiriebe festzulegen.

(2) Je nach Datenträgerart ist öine eindeutige Zuordnung
von Datenträgern und Zubehör (Wedrselplattenkassette oder
andere äußere Hülle) voriunehmen. Ist die masdrinelle
Identifikation von Datenträgern realisierbar, so ist diese an-
zuwenden.

(3) Bei ier Kennzeichnung der Datenträger, die Staatsge-
heimnisse beinhalten, sind folgende Verfahrensweisen anzu-
wenden:

- Magnetisehe Datenträger
Magnetische Datenträger, auf denen Staatsgeheimnisse
gespeichert werden, sind Versdrlußsadren (VS). Diese
sind vor der ersten Einspeidrerung der Daten und Inforl
r.lationen mit einer VS-Signatur zu kennzeictrnen und
initialisiert bereitzustellen. 

.Der 
festgelegte Geheimhal-

tungsgrad sowie die festgelegte Kennzeictrnung sind so
lange unverändert beizubehalten, wie dieser Datenträger
im Bestand geführt wird. Für den Datenträger ist der
jeweils höchste Geheimhaltungsgrad vorzusehen, in den
eine Datei eingestuft wurde. Staatsgeheimnisse, die auf
magnetisdren Datenträgern gespeidrert sind, aufbewahrt,
ständig aktualisiert bzw. ergänzt oder von einem magne-
tischen Datenträger auf einen anderen übernommen wer-
den, sind bei Ausgabe als Druckliste, Zeidrnung oder in
anderer vergleidrbarer Form mit einer eigenständigen
VS-Signatur zu kennzeictrnen.

- Loe.hkarten
Bei Lodrkarten ist der gesamte Loctrkartensatz als eine
VS zu behandeln. Jedem zu einer VS gehörenden Loch-
kartensatz ist eine Volledrenkarte mit der VS-Signatur
beizufügen. Statt Blattzahl ist die zur VS gehörende
Loctrkartenzahl in der Kennzeictrnung anzugeben.

- Loc,hbäntler
Lodrbänder sind am Bandanfang und -ende zu kennzeidr-
nen. Statt Blattzahl sind in der VS-Signatur ,,Anfang"
und,,Ende" einzutragen.

Die DrucJrliste muß eine andere VS-Signatur als der Daten-
träger erhalten.

(4) Bei paralleler bzw. gemeinsamer Nutzung magneti-
sdrer Festplatten sind tectrnisdre, organisatorische und pro-
grammtedrnische Maßnahmen zur Gewährleistung der Da-
tensidrerheit anzuwenden. Die Behältnisse und Einsdrübe
für die Festplatten mit gespeidrerten Staatsgeheimnissen
und anderen geheimzuhaltenden Informationen sind durch
personelle und technisdr-organisatorisdre Maßnahmen (wie
z. B. petsctrieren oder plombieren) zu sidrern.

§1?
Nachweisfährung

(1) Für alle, Datenträger ist ein Datenträgernadlweis zu
führen. Für die .Übergabe/Übernahme der Datenträger ist
die lüd<enlose Nadrweisführung zu sichern.

(2) Die Nadrweisführung über die Datenträger hat durcfi
namenflidr für die Verwaltung von Datenträgern festgelegte
Mitarbeiter im Verantwortungsbereich zu erfolgen. Die Nadr-
weisunterlagen für die Datenträger sind zeitlidr gemäß den
Festlegungen der betrieblidren Archivierungsordnung aufzu-
bewahren.

(3) Für den regelmäßigen Nadrweis der auf dem Daten-
träger befindlidren Softv'are und Dateien is.t der mit der
Arbeit mit diesen Datenträgern beauftragte Mitarbeiter ver-
antwortlich. Der Nadrweis ist anhand von sdrriftlichen Da-
tenträgerinhaltsverzeidrnissen öder Programmlaufprotokol-
len zu erbringen. Jährlidrist eine Inventur der Datenträger
durctrzuführen. Im Ergebnis der Inventur sind Maßnahmen
für die effektive Nutzung der Datenträger festzulegen.

(4). Es sind Festlegungen zur Zugriffsberechtigung und
zur Protokollierung erfolgter Zugriffe auf die Datenträger
zu treffen.

(5) Nactrweisunterlagen für magnetisdre Datenträger mit
Staatsgeheimnissen und anderen geheimzuhaltenden Infor-
mationen haben statt inhaltlidrer Angaben die genaue Be-
zeichnung de3 Datenträgers zu seinbr eindeutigen Identifi-
zierung (Datenträgernummer, Datenträgerart, Fabrikations-
nummer usw.) zu enthalten.

§18
Transport

(1) Der Transport von Datenträgern, einschließlich des
grenzübersctrreitenden Transports, hat auf der Grundlage
der Rechtsvorschriften zu erfolgen.

+ Bg.
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(2) Für den Transport von Ddtenträgern innerhalb des Be-
triebsgeländes sind Festlegungen auf der Grundlage der ört-
lictren Gegebenheiten sowie unter Beachtung der Sicherheits-
anforderungen an die Datenträger vorzubereiten und durdr-
zusetzen. Dabei sind generell Maßnahmen vorzusehen, die
die Datenträger vor unberedrtigtem Zugriff sctrützen.

(3) Vor dem Transport von Datenträgern ist anhand von Da-
tenträgerinhaltsverzeidrnissen bzw. -analysen zu sidrern,
daß sidr auf den auszuliefernden Datenträgern nur die zur
Auslieferung festgelegten Daten und Informationen befin-
den. Der Datenaustausdr ist auf der Grundlage gesetzlidrer
Festiegungen oder vertraglidrer Verdinbarungen zwisdren
Staatsorganen und Betrieben durchzuiühren.

' §19

V[artung untl Yernic,htung

(1) AlIe Maßnahmen zur Pflege und Wartung sowie Aus-
sonderung bzw. Vernictrtung von Datenträgern sind nadr-
zuweisen.

(2) Die Reinigung bzw. Prüfung der Datenträger hat
grundsätzlich nur mit für diese Zwedre geeigneten Mitteln
zu erfolgen. Dabei entstehende Unterlagen mit Qualitäts-
aussagen über den patenträger sind zum Bestandteil der
Nadrweisführung zu machen. Für die Reinigung von Daten-
trägern mit Staatsgeheimnissen und anderen geheimzuhal-
tenden Informationen sind eine entsprechende Auftragser-
teilung und Nadrweisführung zu gewährleisten.

(3) Die Vernichtung von Datenträgern ist nur nadr erfolg-
ter Freigabe durch den Nutzer oder auf Weisung des zustän-
digen Leiters durchzuführen. Datenträger sind nadrweisbar
zu vernidrten bzw. zu verformen. Die Vernictrtung von Da-
tenträgern, die Staatsgeheimnisse und andere geheimzuhal-
tende Informationen enthalten, hat gerriäß den Rechtsvor-
schriften zu erfolgen.

Gewährleistung der Datensicherheit
bei der Datenübertragung

§20
Grundsatz

Bei der Übertragung von Daten ist durctr das Zusammen-
wirken von fernmelde-, geräte- und programmtedrnischen
Mitteln .sowie durch organisatorisdre Maßnahmen weitest-
gehend zu gewährleisten, daß die übermittelten Daten nur
der vorgesehene Empfänger unveräntlert erhält.

§21

Datenübertragung in lokalen Reeihnernetzen

(1) Bei der Datenübertragung in lokalen Redrnernetzen
sind Maßnahmen durchzuführen, die Abweichungen von den
Anforderungen an die Gewährleistung der Daf,ensictrerheit
aussdrließen.

. (2) Durch organisatorisdre, tedrnisctte und programmtedr-
nische Maßnahmen ist zr) sichern, daß bei der Datenübertra-
gung in lokalen Redrnernetzen der Austausch von Staatsge-
heimnissen mit den Geheimhaltungsgraden VVS und GVS
sowie Dienstsadren aussdrließlidr zwisdren berechtigten Per-
sonen durchgeführt werden kann und nur berectrtigte Perso-
nen auf Daten und Informationen zugreifen können. Bei der
Datenübertragung von Staatsgeheimnissen mit den Geheim-
haltungsgraden VVS und GVS sind geeignete Sctrutzverfah-
ren anzuwenden. Das Ministerium füi Staatssidterheit ist
über die entsprechende Verfahrensweise zu informieren.

(3) Die für die Datenübertragung voir Staatsgeheimnissen
mit den Geheimhaltungsgraden IVS und GVS in lokalen
Rectrnernetzen vorgesehene Redrentechnik sowie die be-
triebseigenen Informationskabel sind so zu installieren, daß
unerwünschte Arisstrahlungen außerhalb der siändig be-
wachten oder beobachteten Objekte ode{ Geländeabsctrnitte,
in denen der unkontrollierte Aufenthalt von Personen und

Verkehrsmitteln ausgescl-rlossen ist (kontroliierte Zone), nicht
auswertbar sind.

§22

Datenübertragung über Leitungen
zur Datenfernübertragung bzw. -verarbeitung

(1) Die Datenübertragung hat in Übereinstimmung mit den
geltenden Redrtsvorsdrriften gemäß § 1-Abs.3 zu erfolgen,

(2) Bei der Datenfernübertragung bzw. -verarbeitung ist
der unberectrtigte Zugriff zu den Staatsgeheimnissen mit den
Geheimhaltungsgraden VVS und GVS sowie Dienstsadren
und deren Zerstörung auszusdrließen.

(3) Stagtsgeheimnisse mit den Geheimhaltungsgraden VVS
und GVS sind bei der Anwendung der elektronisdren Da-
tenübertragung durctr tectrnische Mittel zu ctriffrieren. Bei
der Anwendung der elektronisctren Datenübertragung für
andere geheimzuhaltende Informationen sind bestehende
Möglidkeiten der Chiffrierung zu nutzen bzw. andere aus-
reictrende Möglichkeiten des Sdrutzes in Abstimmung mit
dem Ministerium für Staatssidrerheit zu verwenden.

(4) Die Standorte der Rechentechnik, die für die Daten-
übertragung von Staatsgeheimnissen vorgesehen sind, müs-
sen den gültigen Regelungen zur.ctriffrierten Datenübertra-
gung entspredren. Die Rechentedrnik ist so zu installieren,
daß unerwünsdlte Ausstrahlungen außerhalb der kontrol-
lierten Zone nidrt auswertbar sind.

§23
Grenzüberschreitende Datenübertragung

(1) Für den internationalen Datenübertragungsdienst gel-
ten die völkerredrtlidren Verträge, die für die DDR in Kraft
sind, wenn sie auf der Grundlaele dieser Verträge ihre Teil-
nahme am internationalen Datänübertragungsdienst erklärt
hat.

(2) Die Teilnahme am internationalen automatisierten In-
formationsaustausdr der Mitgliedsländer des RGW erfolgt
auf der Grundlage der dazu erlassenen Redrtsvorschrift.4

(3) Bei vorgesehener grenzübersctrreitender Datenübertra-
gung von Staatsgeheimnissen mit den Geheimhaltungsgra-
den VVS und GVS sowie der anderen geheimzuhaltenden
Informationen ist die Genehmigung durch den für den Be-
reictr züständigen Minister bzw. Leiter anderer zentraler
Staatsorgane einzuholen. Die Übermittlung von Staatsge-
heimnissen im grenzübefsdrreitenden Verkehr darf nur über
die dazu berechtigte Chiffrierstelle erfolgen.

§24

Se,hlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer VeröffentlieJrung in
Kraft.

(2) Bestehende Regelungen der Minister und Leiter ande-
rer zentraler Staatsorgane zur Gewährleistung von Sicher-
heit, Ordnung und Geheimnissdrutz in der Datenverarbei-
tung und -übertragung sind mit dieser Anordnung in Über-
einstimmung zu bringen.bzw. aufzuheben.

(3) Gleidrzeitig treten die vom Ministerium für Wissen-
sctraft und Tedrnik gesondert zugestellten Regeiungen über
die Gewährleistung von Sidrerheit, Ordnung und Geheim-
nisschutz in der Datenverarbeitung und -übertragung außer
Kraft.

Berlin, den 23. Februar 1989
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